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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksachen 12/4096, 12/6659 — 


Neunter Bericht zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Neunte Bericht zur Entwicklungspolitik umfaßt die Jahre 
1989 bis 1991, ein Zeitraum, in dem sich international und national 
große politische Veränderungen vollzogen haben. Das Ende des 
Ost-West-Konfliktes und die deutsche Vereinigung brachten auch 
für die deutsche Entwicklungspolitik eine neue Herausforderung. 

Der Deutsche Bundestag bedauert, daß der diesem Zeitraum der 
politischen Veränderung und Neuorientierung betreffende Be- 
richt zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung erst Anfang 
1993 vorgelegt wurde. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihre 
Politik an folgenden Grundsätzen auszurichten und dies im näch- 
sten Bericht zu berücksichtigen: 

1. Entwicklungspolitik soll Handlungskonzepte entwickeln, die 
nicht nur Strukturanpassungen im Süden und Osten, sondern 
auch eine sozial und ökologisch verträgliche Entwicklung im 
Norden befördern. Neben der klassischen Entwicklungszu- 
sammenarbeit müssen die Rahmenbedingungen in den Ent- 
wicklungs- und Transformationsländern des Südens und 
Ostens sowie in der Weltwirtschaft entsprechend verbessert 
werden. 

2. Die Entwicklungszusammenarbeit soll stärker auf die inneren 
Potentiale der Entwicklungsländer und ihre regionale Zusam- 
menarbeit ausgerichtet werden. Staatliche Projekte sollen sich 
überwiegend auf demokratische und wirtschaftlich effiziente 
Rahmenbedingungen, die Befähigung der Menschen, eine 
flexiblere Soforthilfe, auf Ernährungs Sicherung und Umwelt- 
schutz konzentrieren. Darüber hinaus sollen die Zusammenar- 
beit zwischen Staat und Nichtregierungsorganisationen inten- 
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siviert und verstärkt sowie privates Kapital für entwicklungs- 
politische Ziele, auch für vermehrte Direktinvestitionen, akti- 
viert werden. 

3. Die Entwicklungszusammenarbeit soll die Kriterien Men- 
schenrechte, Beteiligung der Bevölkerung an politischen Ent- 
scheidungen, Rechtssicherheit, Wirtschafts- und Sozialord- 
nung, Entwicklungsorientierung staatlichen Handelns bei der 
Zusage und Durchführung von entwicklungspohtischen Maß- 
nahmen anwenden. Initiativen anderer Ressorts in Entwick- 
lungsländern dürfen mit den entwicklungspolitischen Krite- 
rien nicht in Widerspruch stehen. 

4. Anhand konkreter Angaben über die jeweiligen Militäraus- 
gaben von Entwicklungsländern sowie einer Analyse der 
außen- und sicherheitspolitischen Einbindung spezifischer 
Länder in ihren Regionen sollen Umfang und Formen der 
Entwicklungszusammenarbeit geprüft werden. Der Export 
von Rüstungsgütern in Entwicklungsländer soll unterbunden 
werden und einer stärkeren parlamentarischen Kontrolle 
unterliegen. 

5. Es sollen Initiativen ergriffen werden, um negative Auswir- 
kungen von Strukturanpassungsprogrammen auf die sozialen 
und wirtschaftlichen Lebensverhältnisse in den Entwicklungs- 
und Transformationsländern zu verhindern. Dabei soll auch 
der besonderen Entwicklungssituation von Frauen und ethni- 
schen Minderheiten Rechnung getragen werden. 

6. Es sollen in höherem Maße als bisher staatliche Mittel für die 
Sanierung hochverschuldeter Entwicklungsländer eingesetzt 
und die externen Zins- und Tilgungsforderungen der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit dieser Länder und ihrer Mög- 
lichkeit zu externem Kapitaltransfer angepaßt werden. 

7. Auf der Grundlage der Ergebnisse der VN-Konferenz für 
Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro 1992 
sollen ressortübergreifende Strategien zur Umgestaltung der 
Energie-, Verkehrs- und Wirtschaftspolitik in der Bundesrepu- 
blik Deutschland entwickelt werden. Dies soll in Wahrneh- 
mung der in der Deklaration von Rio konstatierten Verantwor- 
tung der Industrieländer für Umwelt und Entwicklung ge- 
schehen. 

8. Die sich ausweitende kommunale Nord-Süd-Arbeit und die 
verstärkten kommunalen Aktivitäten in Richtung Mittel- und 
Osteuropa sowie die sich verstärkt anbahnenden Kooperatio- 
nen zwischen West-, Ost- und Süd-Kommunen und Nicht- 
regierungsorganisationen im Umwelt- und Entwicklungsbe- 
reich sollen in Erfüllung der Agenda 21 der Konferenz von Rio 
1992 unterstützt und gefördert werden. 

9. Das Parlament soll rechtzeitig über die Politik der Bundes- 
regierung' in internationalen Gremien und über ihre Beteili- 
gung an internationalen Konferenzen, insbesondere über 
geplante Maßnahmen der Vereinten Nationen, der Weltbank, 
des IWF und der regionalen Entwicklungsbanken informiert 
werden. Damit erhält das Parlament die Möglichkeit, vor 
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wichtigen Entscheidungen dieser Gremien Stellung zu neh- 
men und anschließend die Durchführung zu kontrollieren. 

10. Im Gouverneursrat und im „Board of Directors"' der Weltbank 
soll von der Bundesregierung eine Reforminitiative ergriffen 
werden. Ziel dieser Reform soll sein, daß Planung, Durchfüh- 
rung und Ergebnisse der Weltbankprojekte durch eine unab- 
hängige Kommission geprüft werden, welcher auch Vertreter 
von Parlamenten und Nichtregierungsorganisationen ange- 
hören sollen. Der nachhaltige Erfolg soll zu einem Hauptkrite- 
rium der Projektbeurteilung gemacht werden, und die Welt- 
bank soll in ihrer Bilanz negative finanzielle Folgen ihrer 
Projekte vertreten. 

11. Eine weiterentwickelte europäische Entwicklungszusammen- 
arbeit soll die Koordinierung nationaler Politiken und die 
Kohärenz der Entwicklungs-, Handels-, Finanz-, Agrar- und 
Wirtschaftspolitik verbessern und der parlamentarischen Kon- 
trolle durch das Europäische Parlament unterliegen. Dazu 
gehören die Zusammenarbeit zwischen Europäischer Union 
und den AKP-Staaten (Lome-Abkommen) sowie Abkommen 
und Vereinbarungen mit anderen Staaten und Regionen. 

12. Die Bildungs- und Forschungsförderung durch Entwicklungs- 
zusammenarbeit sollen intensiviert werden und insbesondere 
auch die Erziehung und Ausbildung von Frauen berücksich- 
tigen, bedarfsgerechte Berufsbildungsmaßnahmen anbieten 
und den Wissens- und Technologietransfer fördern. 

13. Entwicklungspolitik soll ein Gesamtkonzept für die Repatriie- 
rung und Reintegration von Flüchtlingen erarbeiten, welches 
deren persönliche und berufliche Integration anstrebt und 
diese durch entsprechende Qualifikations- und Bildungsmaß- 
nahmen sowie Überbrückungshilfen fördert. Innerhalb dieses 
Gesamtkonzeptes sollen länderspezifische Rahmenpro- 
gramme entwickelt werden, die im Zielland - abgestimmt mit 
den jeweiligen nationalen Entwicklungsplänen - vor allem 
Bildung und Ausbildung und der Schaffung von Arbeitsplät- 
zen dienen. 

14. Im Interesse von Nachhaltigkeit, politischer Kohärenz und 
„schlanker'' Verwaltung soll geprüft werden, wie das Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung seine Aufgabe in Zukunft besser erfüllen kann: um eine 
bessere Abstimmung zwischen Entwicklungszusammenarbeit 
und Wirtschaftsförderung, zwischen längerfristigen Entwick- 
lungsaufgaben und steigenden Anforderungen der Sofort- 
und Nothilfe, zwischen Entwicklungs- und Migrationspolitik 
zu gewährleisten. Zusammengehörende und verwandte Auf- 
gaben, die in verschiedenen Ressorts verstreut waren, sollen 
in Zukunft wirksamer koordiniert werden. Entwicklungspoli- 
tik muß als Querschnittsaufgabe verstanden werden. 

Bonn, den 2. Februar 1994 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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